
 

 

 

Anlage 7.1 – 7.8 zu GD 358/19 

Stadt Ulm 
 Beschlussvorlage 

 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Magirusstraße – Söflinger Straße – Teil 2“ 

Abwägung der eingegangenen Äußerungen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung und frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 15.07.2019 bis 
einschl. 20.08.2019 durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt 
werden, unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert. 
 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurden keine Äußerungen vorge-
bracht. 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen Bauvor-
schriften gehört: 
 
 

- Fernwärme Ulm (FUG) 
- Zentrale Planung Unitymedia  
- Polizeipräsidium Ulm 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU) 
- Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 
- Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU) 
- Regionalverband Donau-Iller 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 
- Handwerkskammer Ulm (HWK) 
- Regierungspräsidium Tübingen-Raumordnung 
- Feuerwehr Ulm 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

 
 
Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine Äuße-
rungen bzw. Äußerungen ohne Einwendungen vorgebracht: 
 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 
- SUB/V Umweltrecht Gewerbeaufsicht 
- Regionalverband Donau-Iller, mit Schreiben vom 02.08.2019 
- Nachbarschaftsverband Ulm, mit Schreiben vom 02.08.2019 
- Industrie- und Handelskammer Ulm, mit Schreiben vom 13.08.2019 
- Regierungspräsidium Tübingen – Abteilung Raumordnung, mit Schreiben vom 

15.08.2019 
- Handwerkskammer Ulm, mit Schreiben vom 16.08.2019 
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Von den folgenden 8 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Äußerungen 
mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht:  
 

Äußerungen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Polizeipräsidium Ulm, 
E-Mail vom 09.07.2019 (Anlage 7.1) 
 

Aus verkehrlicher Sicht: 
Das Polizeipräsidium rät dazu, die geplanten 
Gehwege baulich so zu gestalten, dass ein uner-
laubtes Befahren durch KFZ wirksam verhindert 
wird. Nachbesserungsversuche mit Mitteln des 
Verkehrsrechts sind i.d.R. wenig zielführend. 
 
 
 
Am Beginn/Ende verkehrsberuhigter Bereiche 
(VB) sollte durch bauliche Gestaltung ein Portal-
charakter erzielt werden. Dieser fördert die Ak-
zeptanz besonderer Regeln im VB, wie Schrittge-
schwindigkeit und das Erkennen der Wartepflicht 
beim Verlassen. Sofern im VB Stellplätze angelegt 
werden, müssten diese durch Markierungen oder 
deutlich unterschiedlichen Belag eindeutig er-
kennbar sein, um richtiges Verhalten zu fördern 
und spätere Probleme in der Überwachung zu 
verhindern. 
 
Für die Gestaltung der Tiefgaragenzufahrten rät 
das Polizeipräsidium zur Beachtung dieser Krite-
rien: 
 

- Bei der Anlage der Tiefgargenausfahrten 
wäre darauf zu achten, dass die Sichtbe-
ziehungen zu bevorrechtigten Nutzern 
des Gehwegs und der Fahrbahn nicht 
durch Mauern, Stützmauern, Brüstungen, 
Einbauten, Möblierung, Pfosten oder Be-
pflanzung beeinträchtigt werden. Begrü-
nung sollte unter diesem Aspekt kritisch 
überprüft werden. Bei der Pflanzenaus-
wahl wäre auf geeignete Standorte und 
Wuchsformen zu achten, die keine Sicht-
probleme auslösen. 
 

- Sofern die Zufahrenden in die Tiefgaragen 
eine Schranke/Schloss/Tor bedienen oder 
eine Ampelregelung beachten müssen, 
wäre zu gewährleisten, dass diese sich 
dafür nicht im öffentlichen Verkehrsraum 
aufstellen müssen. 

 

 
 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Verkehrsflächen sind überwie-
gend als Fußgängerbereiche geplant und 
somit ist motorisierter Verkehr nur bedingt 
erlaubt. Die bauliche Gestaltung der geplan-
ten Gehwege wird im Zuge der weiteren 
Planung berücksichtigt. 
 
Der Portalcharakter wird teils durch die be-
stehende und teils durch die neue Bebauung 
erreicht. Des Weiteren wird durch die Baum-
gruppe im Südwesten ein optischer Hinweis 
auf den Fußgängerbereich gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ein- und Ausfahrten zu den beiden neu-
en Tiefgargen befinden sich abseits der 
Griesgasse und der höher frequentierten 
Magirusstraße, somit wird ein sicheres Ein- 
und Ausfahren aus der Tiefgarage ermög-
licht. 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der Freiraumplanung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
 
Ein Aufstellen der einfahrenden Fahrzeuge 
findet abseits der Magirusstraße und der 
Griesgasse statt. Damit kommt es zu keinen 
wesentlichen Einschränkungen des Verkehrs-
flusses. 
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- Um unberechtigtes und behinderndes 
Parken vor dem Ein- und Ausfahren mög-
lichst zu verhindern, sollten diese selbst 
sowie davor liegende Verkehrsflächen 
(z.B. durch dynamisch abgesenkte Bord-
steine) so gestaltet werden, dass das Er-
kennen der Tiefgaragenzufahrten erleich-
tert wird.  
Dies ist auch für die spätere Überwa-
chung wichtig. 

 
Aus kriminalpräventiver Sicht: 
Bei der Planung sollten die Grundlagen der städ-
tebaulichen Kriminalprävention berücksichtigt 
werden. 
Kriminologisch nachweisbar ist, dass bestimmte 
Bau- und Nutzungsstrukturen die Begehung von 
Delikten begünstigen bzw. hemmen können und 
sich somit auch unmittelbar auf das Sicherheits-
gefühl des Menschen auswirken. 
Aus kriminalpräventiver Sicht ist Sicherheit durch 
Nutzungsvielfalt und -qualität des Wohnquartiers 
zu schaffen. 
Eine Nutzungsmischung führt zu einer Belebung 
dieser Bereiche zu den unterschiedlichsten Tages-
zeiten und fördert daher die subjektive und ob-
jektive Sicherheit. 
Auch die eigenständige Lebensführung gerade 
der älteren Menschen mit ihrem oft einge-
schränkten Mobilitätsradius wird durch die Nut-
zungsvielfalt positiv beeinflusst. All diese wohnor-
tnahen Treffpunkte für Jung und Alt tragen zum 
Abbau der Anonymität bei. Studien belegen, dass 
Anonymität zu einer höheren Kriminalitätsbelas-
tung führt, da das Entdeckungsrisiko für Straftä-
ter minimiert wird. 
 
Gerade bei der Zielgruppe „jüngere Familie“ soll-
te unbedingt ein Spielplatz im Wohngebiet vor-
gesehen werden. Hierbei ist der Standort so zu 
wählen, dass dieser gefahrlos von den Kindern 
erreicht werden und von angrenzenden Wohn-
häusern gut eingesehen werden kann. Die Beauf-
sichtigung der Kinder wird somit erleichtert, ohne 
dass sich ständig eine Begleitperson auf dem 
Spielplatz aufhalten muss. 
 
 
 
Kommunikationsbereiche oder multifunktional 
nutzbare Freiflächen in der Nähe von Wohnge-
bäuden fördern soziale Kontakte. 
Diesbezüglich ist auch auf eine freundliche, helle 

Die Parkierung in den Bereichen der Tiefga-
ragen Ein- und Ausfahrten ist nur in den 
dafür vorgesehenen Bereichen erlaubt. Von 
einer Kenntlichmachung durch z.B. abge-
senkte Bordsteine wird abgesehen. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der geplanten Gewerbeeinheiten 
im Erdgeschossbereich und zum Quartiers-
platz sowie der Wohnnutzung in den Ober-
geschossen ist innerhalb des Plangebietes 
eine dem Standort entsprechende Nut-
zungsmischung gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Nachweis im Bezug auf die Erforderlich-
keit von privaten Kinderspielplätzen wird 
gemäß § 9 Abs. 2 LBO geregelt. Im Bebau-
ungsplan selbst werden hierzu keine detail-
lierteren Festsetzungen formuliert. Es ist je-
doch geplant, im Bereich des Quartiersplatzes 
Spielgeräte zu integrieren sowie im Innenhof 
des Bauabschnitts 2 einen Spielplatz für die 
Wohnbebauung zu errichten. Des Weiteren 
stehen im Umfeld des Plangebietes öffentli-
che Naherholungsbereiche (z.B. Blauwiese) 
zur Verfügung. 
 
Die Farbgestaltung der Fassade wird im Rah-
men des Durchführungsvertrages zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan geregelt. 
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Farbgestaltung sowie einer ausreichenden Be-
leuchtung hinzuwirken um sog. „Angsträume“ 
(dunkle Ecken, unübersichtliche Hauseingänge 
u.ä.) zu vermeiden.  
 
In Hinblick auf mögliche Gefährdungsszenarien 
ist anzudenken, dass eine ungehinderte Zufahrt 
zum Innenbereich / -hof vom Quartier ggf. durch 
Stufen, Poller oder auch Bäume erschwert wer-
den kann. 
 
Damit einbruchhemmende Maßnahmen bereits 
bei der Planung von Gebäuden – meist noch kos-
tengünstig – mit einbezogen werden können, 
müssen Architekten und Bauherren umfassend 
und frühzeitig informiert werden. Durch textli-
chen Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb 
auf die kostenfreie Beratung durch die kriminal-
polizeiliche Beratungsstelle beim Polizeipräsidium 
Ulm hingewiesen werden. 
 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der Freiraumplanung an die Vorha-
benträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
Eine Aufnahme des Hinweises im Bebau-
ungsplan hinsichtlich der kostenfreien Bera-
tung durch die Kriminalpolizeiliche Bera-
tungsstelle bedarf es nicht. Das Hinweisblatt 
der Polizei wird bei Baugenehmigungen hin-
zugefügt. 
 
 
 

Fernwärme Ulm (FUG), 
Schreiben vom 11.07.2019 (Anlage 7.2) 
 

Im Grundsatz bestehen gegen den Bebauungs-
plan „Magirusstraße-Söflinger Straße-Teil 2“ von 
Seiten der FUG folgende Einwände. 
 
Die Versorgungsleitungen der FUG sollen, soweit 
möglich, in den öffentlichen Wegen verlegt sein. 
Wo dies nicht möglich ist, bittet die FUG den 
zuständigen Bauträger um die Eintragung einer 
Dienstbarkeit ins Grundbuch, entsprechend den 
Handeintragungen siehe beiliegenden Plan vom 
11.07.2019.  
 
Die neu zu erstellenden Gebäude können an das 
Fernwärmenetz der FUG angeschlossen werden. 
 
Die Lage der bestehenden Fernwärmeleitungen 
ist im beigefügten Lageplan 1:500 ersichtlich. 
 
Schreiben vom 01.08.2019 
 

1. Die Fernwärme Ulm GmbH (FUG) betreibt am 
Standort Magirusstraße ein mit Kohle (Kessel 
5), Öl oder Gas (Kessel 1 und Kessel 6) und 
Biomasse (BioHKW l/Kessel 7 und Bio HKW 
ll/Kessel 8) befeuertes Heizkraftwerk zur 
Fernwärme- und Stromversorgung. 

 Das Gebiet des beabsichtigten Bebauungs-
planes liegt südwestlich des Betriebsgeländes 
der FUG zwischen Einsteinstraße, Magirus-
straße und Söflinger Straße. Das Plangebiet 

 
 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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wurde früher gewerblich genutzt. Der gelten-
de Flächennutzungsplan stellt für den nördli-
chen Teilbereich eine gewerbliche Baufläche 
dar, nur im südlichen Bereich ist eine ge-
mischte Baufläche dargestellt. Noch weiter 
südlich angrenzend liegt der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans „Magirusstraße-
Söflinger-Straße-Teil 1“, in dem der erste 
Bauabschnitt überwiegend durch Wohnbe-
bauung geprägte Neubebauung umgesetzt 
werden soll. 

 
 Auch im Geltungsbereich des geplanten vor-

habenbezogenen Bebauungsplans „Magirus-
straße-Söflinger Straße-Teil 2“ soll überwie-
gend Wohnbebauung verwirklicht werden. 
Die bisher im Flächennutzungsplan im nördli-
chen Bereich dargestellte gewerbliche Bauflä-
che soll durch eine Berichtigung des Flächen-
nutzungsplans in eine gemischte Baufläche 
umgewandelt werden. Geplant ist die Fest-
setzung eines „urbanen Gebiets“ nach § 6 
BauNVO. Kennzeichen dieses Gebiets ist, dass 
die Nutzungsmischung aus Wohnen und Ge-
werbe nicht gleichwertig sein muss. Dement-
sprechend ist nach dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan auch geplant, überwiegend 
Wohnbebauung zu verwirklichen. Lediglich 
im Erdgeschossbereich zur Magirusstraße so-
wie zum Quartiersplatz wird zwingend ge-
werbliche Nutzung erfolgen. Im Übrigen ist 
davon auszugehen, dass die neuen Gebäude 
ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt wer-
den.  

 
2. Durch den Bebauungsplan wird die zum Teil 

bereits vorhandene Gemengelage zwischen 
Wohnnutzung und gewerblicher Nutzung im 
Bereich Einsteinstraße/Magirusstraße zu Las-
ten der gewerblichen Nutzung verschärft. Es 
rückt weitere Wohnbebauung an den Kraft-
werksstandort der FUG heran. Während der 
erste Bauabschnitt noch relativ weit vom 
Kraftwerksstandort entfernt und abgeschirmt 
war, rückt die geplante Bebauung im Bauab-
schnitt 2 näher an den Kraftwerksstandort 
der FUG heran. Dies schafft eine neue Kon-
fliktlage. Während bisher beim Betrieb der 
Kraftwerksanlagen der FUG für den nördli-
chen Bereich des Bebauungsplangebiets nur 
die Schutzwürdigkeit eines Gewerbegebiets 
(Immissionsrichtwerte nach TA Lärm/DIN 
18005 65 dB(A) tags / 50 dB(A) nachts) zu be-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Überplanung des Geltungsbereichs 
mit einem Urbanen Gebiet wird die derzeit 
vorhandene, und auch im Flächennutzungs-
plan dargestellte gewerbliche Nutzung zwi-
schen der Wohnbebauung und dem beste-
henden Heizkraftwerk der FUG reduziert. 
Damit verbunden rücken, wie in der Stel-
lungnahme erwähnt, schützenswerte Nut-
zungen (Wohnnutzungen) näher an das be-
stehende Heizkraftwerk heran. 
  
Um hierbei unzumutbare Beeinträchtigungen 
der geplanten Wohnnutzung, aber auch eine 
Beeinträchtigung der bestehenden gewerbli-
chen Nutzungen auszuschließen, wurde 
durch das Büro Bekon Lärmschutz & Akustik 
GmbH eine schalltechnische Untersuchung 
erstellt. Hierbei wurden neben den Beein-
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rücksichtigen war, wird künftig die Schutz-
würdigkeit eines urbanen Gebiets zu berück-
sichtigen sein (63 dB(A) tags / 45 dB(A) 
nachts). Insbesondere in der kritischen Nacht-
zeit ergibt sich mithin eine Verschärfung der 
Immissionssituation für die FUG. Da die 
Kraftwerksanlagen auch in der Nacht betrie-
ben werden, ist die Neuplanung grundsätzlich 
geeignet, die Interessen der FUG am Betrieb 
ihrer genehmigten Kraftwerksanlagen zu be-
einträchtigen. 

 Hinzu kommt, dass auch Immissionen aus 
anderen gewerblichen Anlagen auf das Plan-
gebiet einwirken, die ebenfalls zu berücksich-
tigen sind.  

 Im Rahmen der Abwägung zu dem Bebau-
ungsplan muss mithin die Konfliktlage zwi-
schen Wohnen und Gewerbe aufgearbeitet 
werden. Es muss untersucht werden, ob im 
Plangebiet auch unter Berücksichtigung der 
Immissionen der umliegenden gewerblichen 
Anlagen gesunde Wohnverhältnisse vorherr-
schen. 

 
 Das Gebot der Rücksichtnahme verlangt au-

ßerdem, dass die heranrückende Wohnbe-
bauung auf die vorhandenen Gewerbebetrie-
be und ihre Entwicklungsmöglichkeiten Rück-
sicht nimmt. Es dürfen keine neuen Immissi-
onsorte im Sinne der TA Lärm geschaffen 
werden, die den Betrieb oder die Entwick-
lungsmöglichkeiten der umliegenden Gewer-
bebetriebe einschränken. 

 
 Zur Beurteilung dieser Frage ist es zwingend 

erforderlich, dass im Bebauungsplan ein 
Lärmgutachten eingeholt wird. Abhängig von 
den Ergebnissen des Gutachtens muss ggf. 
planerische Vorsorge gegen unzumutbare 
Lärmimmissionen geschaffen werden, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass im Anwendungs-
bereich der TA Lärm passive Schallschutz-
maßnahmen nicht zulässig sind. 

 
 Den bisher vorgelegten Planunterlagen ist 

nicht zu entnehmen, dass diese Konfliktlage 
erkannt wurde und mit angemessenen Mit-
teln bewältigt werden soll. Der Bebauungs-
planbegründung lässt sich zu den vorhande-
nen Immissionskonflikten mit der gewerbli-
chen Nutzung nichts entnehmen. Der Kraft-
werksstandort der FUG wird nicht erwähnt. 
Zum Thema Immissionsschutz (Nr. 6.9) nimmt 

trächtigungen durch Verkehrslärm auch die 
bestehenden Beeinträchtigungen durch Ge-
werbelärm untersucht.  
Die Untersuchung hat ergeben, dass durch 
das geplante Vorhaben keine neuen, unzu-
mutbaren Einschränkungen für die beste-
henden Gewerbebetriebe zu erwarten sind. 
Zudem wurden im Bereich der geplanten 
Wohnbebauung passive Lärmschutzmaß-
nahmen in Form von Lärmpegelbereichen 
festgesetzt. Somit kann davon ausgegangen 
werden, dass es zu keinerlei unzumutbaren 
Einschränkungen der umliegenden gewerbli-
chen Nutzungen sowie zu keinerlei unzu-
mutbaren Beeinträchtigungen der geplanten 
Wohnnutzung kommt.  
Das vom Büro Bekon Lärmschutz und Akus-
tik GmbH erstellte Gutachten wurde mit FUG 
ebenfalls nochmals abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung zum Bebauungsplan wird 
unter Ziffer 3 "Bestehende Bebauung" um 
die Lage des Plangebiets im Umfeld des 
Heizkraftwerks sowie um die von Schallgut-
achter vorgeschlagenen Festlegungen zum 
Immissionsschutz ergänzt. 
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die Bebauungsplanbegründung nur auf die 
„stark belasteten Verkehrsflächen“ Bezug. 
Offensichtlich soll nur insoweit eine schall-
technische Untersuchung durchgeführt wer-
den. Dies ist nicht ausreichend. In die schall-
technische Untersuchung müssen nicht nur 
die Verkehrsimmissionen, sondern auch die 
gewerblichen Immissionen einbezogen wer-
den. 

 
Selbstverständlich ist die FUG gerne bereit, den 
von der Stadt beauftragten Schallgutachter zu 
unterstützen und ihm als Eingangsdaten die ge-
nehmigten Emissionen des Kraftwerksstandortes 
zur Verfügung zu stellen. Die FUG bittet nach 
alldem um angemessene Aufarbeitung und Be-
rücksichtigung der Belange im weiteren Bebau-
ungsplanverfahren 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das vom Büro Bekon erarbeitete Gutachten 
wurde mit der FUG abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit, 
Schreiben vom 15.07.2019 (Anlage 7.3) 
 

Nach Durchsicht der Unterlagen in der öffentli-
chen Auslegung bestehen aus Sicht des Fach-
dienstes Gesundheit gegen den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan keine Einwendungen. 
 
Hinweis: 
Es wird vorausgesetzt, dass zur Einhaltung der 
Lärmrichtwerte geeignete Lärmschutzmaßnah-
men und für anfallende Altlasten ein entspre-
chendes Entsorgungskonzept eingeplant werden. 
Das Gesundheitsamt bittet bei infektionshygieni-
scher Relevanz um weitere Beteiligung am Bau-
vorhaben. 
 

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
Zur Beurteilung der Lärmimmissionen wurde 
durch das Büro Bekon Lärmschutz & Akustik 
GmbH eine schalltechnische Untersuchung 
erstellt, bei der sämtlich im Umfeld liegenden 
Gewerbebetriebe sowie das Heizkraftwerk 
der FUG berücksichtigt wurden. Die dabei 
ermittelten Lärmschutzmaßnahmen (Festset-
zung von Lärmpegelbereichen an den jewei-
ligen Gebäudefassaden) wurden in den Ent-
wurf des Bebauungsplans eingearbeitet. 

 
Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
Schreiben vom 31.07.2019 (Anlage 7.4) 
 

Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungs-
verfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belan-
ge keine fachtechnische Prüfung vorgelegter 
Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologi-
sches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 
oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im Verantwortungs-
bereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme 

 
 
 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
Für den gesamten Bereich des ehemaligen 
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der folgenden geotechnischen Hinweise in den 
Bebauungsplan: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der 
am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-
tungsbereich von Auenlehm unbekannter Mäch-
tigkeit.  
Im tieferen Untergrund stehen vermutlich die 
Gesteine des Oberen Juras an. Mit lokalen Auffül-
lungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. 
nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu 
rechnen. 
 
 
 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen 
Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rech-
nen. Der Grundwasserflurabstand kann bau-
werksrelevant sein. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmer-
füllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflä-
chengewässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich 
zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 
138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstel-
lung eines entsprechenden hydrologischen Versi-
ckerungsgutachtens empfohlen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 
weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B. 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 
zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehl-
stellen wie z.B. offenen bzw. lehmerfüllten Spal-
ten) werden objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Gummi-Welz-Areals wurde von der Vorha-
benträgerin ein Baugrundgutachten beauf-
tragt. Das Gutachten kommt zu dem Ergeb-
nis, dass es aufgrund des vorhandenen Au-
enlehms bei niederschlagsreichen Perioden 
zur Ausbildung von Staunässe kommen 
kann. Zur Trockenhaltung der Gebäude kann 
alternativ eine Dränung oder eine Abdich-
tung des Kellers gegen drückend wirkendes 
Wasser ausgeführt werden. Die Ergebnisse 
des Gutachtens werden in die weitere Pla-
nung eingearbeitet. Von einer Aufnahme der 
vorgeschlagenen Hinweise wird deshalb ab-
gesehen. 
 
Die Stellungnahme wir zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den gesamten Bereich des ehemaligen 
Gummi-Welz-Areals wurde von der Vorha-
benträgerin ein Baugrundgutachten beauf-
tragt und die daraus resultierenden Ergebnis-
se bei der weiteren Gebäudeplanung be-
rücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU), 
Schreiben vom 01.08.2019 (Anlage 7.5) 
 

Auf dem Grundstück befinden sich eine Leucht-
stelle und ein Beleuchtungskabel der Stadt Ulm. 
Die Umsetzung dieser Leuchtstelle ist mit der 
Stadt Ulm abzustimmen. 
 
Die Verlegung der Anschlussleitungen für die 
geplante öffentliche Trafostation auf dem Flur-
stück 257/8 muss derzeit noch geprüft werden. 
Aus diesem Grund kann zu den aktuell geplanten 

 
 
 

Die Stellungnahme wird an die Vorhabenträ-
gerin weitergeleitet und frühzeitig mit der 
SWU abgestimmt. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung an die 
Vorhabenträgerin weitergeleitet. 
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Baumstandorten keine Aussage getroffen wer-
den. 
Des Weiteren befinden sich vorab verlegte Haus-
anschlussleitungen auf dem Grundstück, bei de-
nen geprüft werden muss, ob diese für die späte-
re Erschließung verwendet werden können. 
Die vorhandene private Trafostation muss rück-
gebaut werden. 
 
Aus den vorgelagerten Netzen ist die Versorgung 
mit Trinkwasser, Erdgas und Strom durch die 
Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH möglich. 
 
Für die Unterbringung der Hausanschlussleitung 
für Strom, Erdgas und Trinkwasser ist die DIN 
18012 zu beachten. Die SWU bittet um frühest-
mögliche Information zu weiteren Schritten. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
Die Stellungnahme wird an die Vorhabenträ-
gerin zur Berücksichtigung bei der weiteren 
Gebäudeplanung weitergeleitet. Zudem wird 
die SWU im Rahmen der koordinierten Lei-
tungsplanung frühzeitig in die weiteren Pla-
nungsschritte eingebunden. 
 

Zentrale Planung Unitymedia BW GmbH, 
Schreiben vom 14.08.2019 (Anlage 7.6) 
 

Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der 
Unitymedia BW GmbH.  
Unitymedia ist grundsätzlich daran interessiert, 
ihr glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebie-
ten zu erweitern und damit einen Beitrag zur 
Sicherung der Breitbandversorgung für die Bürger 
zu leisten. 
Die Anfrage wurde an die zuständige Fachabtei-
lung weitergeleitet, die sich zu gegebener Zeit in 
Verbindung setzen wird.  
 
 
Bis dahin wird gebeten, Unitymedia weiterhin am 
Bebauungsplanverfahren zu beteiligen.  
 

 
 
 

Die Leitungen der Unitymedia BW liegen im 
Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen der 
Magirusstraße und Griesgasse und sind auf-
grund der Lage im Straßenraum jederzeit 
zugänglich, sodass auf eine Sicherung der 
Leitungen über ein Leitungsrecht verzichtet 
werden kann. Innerhalb der Bauflächen be-
fanden sich lediglich Hausanschlüsse welche 
im Zuge der Abrissarbeiten zurückgebaut 
wurden. 
 
  
Die Unitymedia BW wird am Bebauungs-
planverfahren weiterhin beteiligt. 
 

Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU), 
Schreiben vom 19.08.2019 (Anlage 7.7) 
 

Abwasser und Gewässer 
Das Erschließungsgebiet „Magirusstraße-
Söflinger Straße-Teil 2“ wird im Mischwassersys-
tem entwässert. Für die Ableitung des Mischwas-
sers in den bestehenden Mischwasserkanal in der 
Verkehrsfläche der Söflinger Straße ist ein ca. 160 
m langer Abwasserkanal in der Erschließungs-
straße erforderlich. 
Der Mindestabstand von neu zu pflanzenden 
Bäumen zu öffentlichen Kanälen muss gemäß 
dem Regelwerk DWA-M 162 (Bäume, unterirdi-
sche Leitungen und Kanäle) 2,50 m betragen 
(Außenkante Rohr zur Achse des Baumes). Eine 

 
 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und an die Vorhabenträgerin wei-
tergeleitet. 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Erschließungsplanung 
an die Vorhabenträgerin weitergeleitet. 
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Unterschreitung des Mindestabstandes bis auf 
1,50 m darf nur in Ausnahmefällen erfolgen. In 
diesem Fall ist ein Wurzelschutz vorzusehen. 
Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwassersat-
zung der Stadt Ulm zu beachten. Danach sind 
u.a. Hausanschlussleitungen vom Gebäude bis 
zum öffentlichen Kanal in der Straße als private 
Leitungen zu planen, bauen und unterhalten. 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Ka-
nal sind im Zuge des Baugenehmigungsverfah-
rens zu beantragen. Bestandsunterlagen des öf-
fentlichen Kanals können bei den Entsorgungsbe-
trieben der Stadt Ulm angefordert werden. 
 
Die Planung, der Bau und die Übergabe des neu-
en Mischwasserkanals in der neuen Erschlie-
ßungsstraße wird in einem Durchführungsvertrag 
geregelt. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Erschließungsplanung 
an die Vorhabenträgerin weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wird im Durchführungsvertrag 
berücksichtigt. 

Feuerwehr Ulm, 
Schreiben vom 23.08.2019 (Anlage 7.8) 
 

Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen ge-
gen den o.g. vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan keine Bedenken, wenn folgendes beachtet 
wird: 
 
Die (verkehrsberuhigte) Erschließungsstraße ist so 
auszulegen, dass sie auch mit Feuerwehrfahrzeu-
gen (Achslast 12 t) befahren werden kann. 
 
 
Für Gebäude, bei denen die obersten Fenster-
brüstungen von Wohnungen oder Aufenthalts-
räumen mehr als 8,00 m über der davor liegen-
den Geländeoberfläche liegen und keinen zwei-
ten baulichen Rettungsweg besitzen, sind Feuer-
wehrstraßen nach DIN 14090 zu erstellen. 
Feuerwehrstraßen und Feuerwehrzu- und durch-
fahrten sind nach DIN 14090 (Flächen für die 
Feuerwehr) herzustellen und zu kennzeichnen. 
Führen diese Flächen für die Feuerwehr über 
Tiefgaragen, so ist die Decke der Tiefgarage je-
weils in Brückenklasse 16/16 auszuführen. 
 
Eine genaue Beurteilung der Breite sowie der 
Lage der Feuerwehrflächen kann erst nach Vorla-
ge der Bauantragsunterlagen vorgenommen 
werden. 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
Die Erschließungsstraße (Fußgängerbereich) 
wird von der Vorhabenträgerin hergestellt 
und so dimensioniert, dass diese mit Feuer-
wehrfahrzeugen befahren werden kann. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Stadt Ulm 
Hauptabteilung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht 
Abteilung Städtebau und Baurecht I 
Herr Heinrich Kastler  
Münchner Straße 2 
89073 Ulm 
  

Datum   

14.08.2019 

Benachrichtigung Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Magirusstraße - Söflinger Straße - Teil 2" 
 

Sehr geehrter Herr Kastler, 

 

vielen Dank für Ihre Informationen.  

 
Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia BW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, 
unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten.  
 

Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 

Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere oben stehende 
Vorgangsnummer an. 

 

 

Freundliche Grüße 

 

 

Zentrale Planung Unitymedia  
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FW 23.08.2019 
 NSt. 7120 
 
 
 
 
SUB I 
Herr Kastler 
 
 
 
 
Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Magirusstraße - Söflinger Straße 
- Teil 2“ 
Ihr Schreiben vom 05.07.2019 
 
 
 
 
 
Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen gegen den o.g. vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan keine Bedenken, wenn folgendes beachtet wird: 
 
Die (verkehrsberuhigten) Erschließungsstraße ist so auszulegen, dass sie auch mit 
Feuerwehrfahrzeugen (Achslast 12 t) befahren werden kann.  
 
Für Gebäude, bei denen die obersten Fensterbrüstungen von Wohnungen oder 
Aufenthaltsräumen mehr als 8,00 m über der davor liegenden Geländeoberfläche liegen und 
keinen zweiten baulichen Rettungsweg besitzen, sind Feuerwehrstraßen nach DIN 14090 zu 
erstellen. 
 
Feuerwehrstraßen und Feuerwehrzu- und -durchfahrten sind nach DIN 14090 (Flächen für 
die Feuerwehr) herzustellen und zu kennzeichnen. Führen diese Flächen für die Feuerwehr 
über Tiefgaragen, so ist die Decke der Tiefgarage jeweils in Brückenklasse 16/16 
auszuführen.  
 
Eine genaue Beurteilung der Breite sowie der Lage der Feuerwehrflächen kann erst nach 
Vorlage der Bauantragsunterlagen vorgenommen werden. 
 
 
 
 
 
 

 
Buschow 
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